
 

 

Partnerschaft für Demokratie  
„Merseburg engagiert“  
 
Roßmarkt 2 | 06217 Merseburg 
 
Koordinierungs- und Fachstelle 
Josephin Heinz | Projektleiterin   
03461 289 88 35 
kontakt@pfd-merseburg.de 
www.pfd-merseburg.de 

 

 

 

 

 

Zielstellung der Partnerschaft für Demokratie „Merseburg enga-
giert“ für 2026 

 
1. Die Akteur*innen der PfD sind handlungssicher im Umgang mit lokalen Herausforderun-

gen. 
Ziel unserer Arbeit ist es, die Handlungssicherheit von zivilgesellschaftlichen Akteur*innen im 
Umgang mit lokalen Herausforderungen wie Rechtsextremismus, Rassismus und Demokra-
tiefeindlichkeit zu stärken. Dies geschieht durch Weiterbildungen, Vernetzung und praxis-
nahe Projekte, in denen aktuelles Wissen konkret angewendet wird. Ein besonderer Schwer-
punkt liegt zudem auf der Förderung von Jugendbeteiligung sowie auf konstruktiver Ge-
sprächs- und Konfliktfähigkeit, um demokratiefeindlichen Positionen sicher und deeskalie-
rend begegnen zu können. 

 
2. Die Partnerschaft entwickelt einen proaktiven und konstruktiven Umgang mit Demokraties-

kepsis. 
Ein weiteres Ziel ist ein konstruktiver und proaktiver Umgang mit Demokratieskepsis. Men-
schen mit demokratieskeptischen Einstellungen sollen durch niedrigschwellige, teilhabeori-
entierte Angebote in ihrer Lebensrealität erreicht werden. In offenen Gesprächsformaten 
– etwa beim gemeinsamen Kochen und Essen – entstehen Räume für Austausch, Reflexion 
und Dialog auf Augenhöhe. Ziel ist es, Vertrauen aufzubauen, erste Zugänge zu demokra-
tischer Teilhabe zu eröffnen und Selbstwirksamkeit im Rahmen des demokratischen Rechts-
staates erfahrbar zu machen. 

3. Die Koordinierungs- und Fachstelle sowie das Federführende Amt erarbeiten ein eigenes 
Schutzkonzept. 
Demokratisch Engagierte und diskriminierte Gruppen müssen vor Anfeindungen geschützt 
werden und solidarisches Handeln muss gefördert werden. Diese Gruppen benötigen 
Schutzräume und spezifische Angebote, und die Gesellschaft muss stärker für Diskriminie-
rungsformen und die Akzeptanz andere Lebensformen sensibilisiert werden, z.B. durch eh-
renamtliches Engagement und interkulturelle Projekte. Ziel ist die Erarbeitung eines Schutz-
konzepts durch enge Zusammenarbeit zwischen Kommune, Sicherheitsbehörden und zivil-
gesellschaftlichen Akteur*innen. 


